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Anlagen Artikel aus der Mitteldeutschen Zeitung vom 23.01.2019 
___________________________________________________________________________ 

Im o.g. Gesetzentwurf halten die Regierungsfraktionen an der Straßenausbaubeitragserhe-
bungspflicht fest. Seit der vergangenen Woche wird nunmehr auch die parallel geführte Dis-
kussion um die Abschaffung der Beiträge fortgesetzt.  

So haben die Regierungsfraktionen von CDU, SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN die Ein-
setzung einer Arbeitsgruppe vereinbart, die Ende Januar/Anfang Februar ihre Arbeit aufneh-
men soll. In der Arbeitsgruppe sollen alle Fragen rund um eine mögliche Abschaffung der 
Straßenausbaubeiträge in Sachsen-Anhalt erörtert werden. Ein besonderer Fokus soll dabei 
auf einer intensiven Diskussion der Kompensation des Beitragsanteils durch Landesmittel lie-
gen. Eine Einbeziehung der kommunalen Spitzenverbände in diese Arbeitsgruppe ist beab-
sichtigt. 

Die Fraktionen von SPD und Bündnis90/DIE GRÜNEN halten dabei grundsätzlich an ihrer 
Position fest, die Straßenausbaubeiträge abschaffen zu wollen. Anders die Fraktion der CDU; 
sie will die umstrittenen Beiträge senken, aber nicht abschaffen. Wesentlich sind für diese Po-
sitionierung der CDU-Fraktion zwei Erwägungen. Einerseits bedürfte es bei einer Abschaf-
fung der Straßenausbaubeiträge eines Stichtages, der auch immer Ungerechtigkeiten und da-
mit „Verlierer“ mit sich bringt. Andererseits geht die Fraktion - anders als die Koalitions-
partner - von deutlich höheren Kompensationskosten von bis zu 85 Mio. Euro aus. Die SPD-
Fraktion positioniert sich zudem eindeutig, dass es die Einführung einer „Kann-Regelung“ 
mit der SPD-Landtagsfraktion nicht geben wird.  

Aus Sicht des SGSA ist die Versachlichung der Diskussion zu begrüßen. Die offensive De-
batte in jüngster Vergangenheit führte zu großer Verunsicherung in den Städten und Gemein-
den und bei den Bürgern. In ersten Ortschaften haben die Vertretungen und Verwaltungen 
erste Bauprojekte auf Eis gelegt - eine fatale Situation angesichts des zunehmenden Investiti-
onsstaus in der kommunalen Verkehrsinfrastruktur. Es bleibt deshalb zu hoffen, dass die Dis-
kussion sachlich und mit der gebotenen Sorgfalt geführt wird, ohne dass weiterhin der Ein-
druck erweckt wird, die Abschaffung der Straßenausbaubeiträge sei nur eine Formalie.  
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